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Verkündet I m N a m e n d e 3 V o l k e 3

am 25° August 1956

In Sachen

‘
Klägerin und Revisionsklägerin,4

‚gegen

0 0 ° 0 0 ° 0 0 O 0 ° ° 0 ° 0 ° ° . . 0 . . 0 o 0 0

- Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 3„ Senat des Bundeesozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vcn123„ August 1956

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein«Westfalen in Essen vom
30° September 1955 aufgehobeno

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das Landessozialgericht Nordrhein—Westfaien

zurückverwieseno

Von Rechts wegeno
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G r ü 9;é„? ‘
Die am 16° Oktober 1898 geborene Klägerin beantragte am 5°

Sep—

tember 1951 Invzalidenrenteo Auf Grund eines vertrauensärztli—

chen Gutachtens lehnte die beklagte Landesversicherungsanstalt

den Antrag der Klägerin mit Bescheid vom 6° Mai 1952 abo Da
bei Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) über die

Berufung der Klägerin gegen den Ablehnungsbescheid der Beklag—
ten vom Oberversicherungsamt noch nicht entschieden war, ging

ihre Berufung nach @ 215 Abs° 2 in Verbindung mit Abs. 4 SGG

als Klage auf das Sozialgericht in Detmold über. Dieses ver—
neinte die Invalidität der Klägerin entsprechend dem Gutache

ten des Gerichtsarztes und wies die Klage mit Urteil vom

25° Februar 1954 ab; das Urteil enthielt folgende Rechtsmit—
telbelehrung:

"Dieses Urteil wird rechtskräftig, wenn Sie nicht inner—
halb eines Monats nach Zustellung bei dem Landessozial—
gericht in Essen Berufung einlegeno Die_Berufung kann
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten
der Geschäftsstelle eingelegt werdeno

Die Einlegung der Berufung innerhalb der Frist kann
_auch zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäft5*

stelle des Sozialgerichts in.Detmold ertlärt werdeno"

Mit Schreiben vom 26. März 1954 an das Sozialgericht in Det—

mold wändte sich die Klägerin gegen das Urteil_des Sozialge—

richts, das ihr am 4. März 1954 zugestellt werden war„ Dieses

Schreiben der Klägerin, das am 290 März 1954 beim Sozialgericht

in Detmold eingingg lautete:

“An das
Sozialgericht in Detmold
Aktzo: 1815 J 11/52
Auf Grund der Ablehnung des Arbeitsamtes erhebe ich gegen
den Bescheid vom 10 März 1954 Einsprucho“

‚Ein Bescheid des Arbeitsamtes « vom 20" März 1954 — war in be—

glaubigter Abschrift beigefügt; er betraf die Ablehnung eines

Unterstützungsantrages der Klägerin vom 27° Februar 1954,

weil die Klägerin auf Grund ihrer Erwerbsminderung von 50 %

.. 3..‚
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„3.—

und ihres Alters von 55 Jahren nicht mehr zu dem Personen—

kreis gehöre, der vom Arbeitsamt zu betreuen_sei. Das Sozial—
gericht leitete das Schreiben der Klägerin mit Verfügung vom

21. April 1954an dasLandessozialgerichtweiter; hier ging
es am 8. Mai 1954 ein. Eine Rückfrage des LandeSsozialgerichts

— Senat für Arbeitslosenversicherung —
beantwortete die Kläge—

rin dahin, sie wolle sich gegen das Urteil des Sozialgerichts

vom 25. Februar 1954 und nicht gegen den Bescheid des Arbeits-

amtes wenden; diesen Bescheid habe sie nur beigefügt, um das

Gericht zu unterrichten, daß sie überall abgewiesen werdec

Der Senatsvorsitzende des Vordérgerichts gab der Klägerin durch

Verfügung vom 1. August 1955 Gelegenheit, Stellung zur Verspä—

tung der Berufungseinlegung zu nehmen und auch mitzuteilen,

welche Anträge sie stelle° Die Klägerin erklärte, das Urteil

sei ihr am 4. März 1954 zugestellt worden; sie habe die Bee
rufuhg demnach rechtzeitig binnen vier Wochen am 26. März 1954

beim Sozialgericht in Detmold eingelegt; der verspätete Ein—

gang beim Lahdessozialgericht sei ausschließlich vom Sozialge—

richt verschuldet; sie beantrage Abänderung.des Urteils des
Sozialgerichts; Das Landesscziälgericht verwarf die Berufung

der Klägerin als unzulässig, weil sie die Berufung — entge—

gen 5 151 Absätze 1 und 2 SGG — bis zum Ablauf der Berufungs—

frist (Montag, dem5. April 1954) weder PSÄE;P?HQSEEP%ÄEÄEEZ
right schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten

der Geschäftsstelle, noch beim ■ggiglgericht zur Nieder—
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt habe°

Wenn ihr Schreiben vom 26. März 1954, das sie — entgegen der
ihr erteilten Rechtsmittelbelehrung — an das Sozialgericht ge—

richtet habe, erst nach dem Ablauf der Berufungsfrist an das

Landessozialgericht gelangt sei, so müsse dies die Klägerin

vertreten. Es gehöre nicht zu den gesetzlichen Aufgaben der

Sozialgerichte, Eingänge sofort auf schnellstem Wege weiter—

zuleiten, wie dies für die der Beförderung dienenden Unter—

nehmen von Post und Bahn gelteo.Für diese handele es sich nur

um die Weiterbeförderung der Eingänge, die Eingänge bei den

Sozialgerichten bedürften hingegen der Bearbeitung und dabei

_4„
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„ 4 _
/ ' ‚.
ließen sich Verzögerungen nicht ausschließen‘) Außerdem habe

sich die Klägerin in ihrem Schreiben so unklar ausgedrückt,

daß man darin trotz Angabe des Aktenzeichens ihrer Invaliden—

rentenstreitsache auch eine neue Klage gegen den ihrem Schrei«

ben beigelegten Ablehnungsbescheid des Arbeitsamtes habe er—
blicken können, zumal sie für die anzufechtende Entscheidung

das auch für ihre Invalidenrentenstreitsache nicht zutreffende

Datum "10 März 1954" angegebenhabeo

Die.Klägerin beantragt mit der von ihr eingelegten Revisiong
‚das Urteil des Vordergerichts aufzuheben und die Sache zur

verneuten Verhandlung an das Landessozialgericht zurückzuver—
Vweisen; dieses habe die Berufung zu Unrecht als verspätet an—

gesehen, im Falle der Versäumung der Berufungsfrist hätte es

der Klägerin die beantragte Wiedereinsetzung in den vorigen

Stand erteilen müsseno Die Beklagte beantragt Zurückweisung
der Revision und bestreitet, daß die Klägerin einen Antrag auf

Wiedereinsetzung gestellt habe; die Klägerin habe dies viel—

mehr unterlassen, obwohl ihr das Berufungsgericht bedeutet

habe, daß ihre Berufung verspätet eingegangen sei, und obwohl

es ihr gerade im Hinblick auf diese Verspätung Gelegenheit zur

Äußerung gegeben habe° ;

*Die Revision ist statthaft; Da das Vordergcricht sie nicht
‚zugelassen hat (5 162 Abs° 1_Nro 1 SGG), kann sie nur wegen

Rüge eines wesentlichen Verfahrensmangels statthaft sein

(@ 162 Abso 1 Nr„ 2 SGG)o Obwohl die Klägerin in der Revisions—

begründung keine einzelnen Verfahrensvorschriften ausdrücklich

als verletzt bezeichnet, hat sie doch den Erfordernissen einer

Verfahrensrüge nach 5 164 Abs° 2 SGGgenügt° Die Verfahrens;
vorschriften, deren Verletzung die Klägerin rügen will, erge—

ben sich aus ihrem Vorbringen, das Landessozialgericht habe

ihre Berufung rechtsirrtümlich als verspätet angesehen und ihr

zu Unrecht die Wiedereinsetzung in den torigen Stand versagto

Daß die rechtswidrige Unterlassung einer Sachentscheidung sowie

die unrechtmäßige Versagung der Wiedereinsetzung wesentliche

„5„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„5...

Verfahrensmängel darstellen, hat das Bundessoniälgericht be—

reits entschieden (BSG° 1‚ 283 und 1, 231)0

Es war daher weiter Zu prüfen, ob die gerügten Verfehrensmän—

gel vorliegen, ob also der Vorderrichter zu Unrecht ton der

Versäumung der Berufungsfrist ausgegangen ist und; wenn seine

Entscheidung insoweit nicht zu beanstsnden ist, ob er zu Un—

recht unterlässen hat, der Klägerin wegen der Versäumung der
Berufuhgsfrist (@ 151 Abs° 1 SGG) Wiedereinsetzung in den vori—

gen Stand zu gewähren() Das an das Sozialgericht in Detmold ge;
richtete Schreiben der Klägerin vom 26° März 1954 stellt keine

rechtzeitige Berufung der. Die Berufungsfrist ist bei einer
gghri£tligh eingelegten Berufung nur dänn gewahrt, wenn die

Berufungsschrift innerhalb der Berufungsfrist beim Landessozial—

gericht - also nicht wie hier beim Sozialgericht — eingegangen

ist (g 151Abs.,-.1SGG)„Wie in der Amtlichen BegründungzumGe—
setzentwurf über das Verfahren in der Sozialgerichtsbarkeit

(Sozialgerichtsordnung — SGO) dargelegt ist (zu vgl. Druckso

des Deutschen Bundestages Nro 4357 zu 5 99» 1° Wahlperiode)„
soll die Berufung aus Gründen der Rechtssicherheit

— abweichend

vom bisherigen Rechtszustand nach der RVO (5 129) — schrift—
lich nur noch beim Landessozialgericht eingelegt werden könnena

Der Erwägung„ den in gerichtlichen Verfahrensangelegenheiten Viel—

fach unerfahrenen und nicht schriftgewandten Beteiligten die

Durchführung von Rechtsmittelverfehren ohne eine oft kostspielige

Hilfe von Rechtskundigen zu ermöglichen, hatte die RVOin 5 129
weitgehend Rechnung getragen; die Beteiligten konnten hiernach

Rechtsmittel bei allen inländischen Behörden und auch bei Orga—

nen von Versicherungsträgern einlegeno Der Gesetzgeber des SGG

hat diese alte Regelung — in Abweichung von den Vorschriften

über die Klage, zu vgl° 5 91’SGG —für das Berufungsverfahren
nicht übernommen; dafür wurde das zwingende Erfordernis einer

vom Gericht schriftlich zu erteilenden Rechtsmittelbelehrung

eingeführt (@ 66 SGG)O
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„5_

Das Schreiben der Klägerin vom 260 März 1954 kann auch nieht
lals‘Einlegung der Berufung zur Niederschrift des Urkundsbe—

amten der Geschäftsstelle des Sozialgerichts beurteilt werden,

wie sie — im Sinne der früheren Regelung des 5 129 RVO w für
die Berufungscihlegung beim Sozialgericht in 5 151 Abs. 2

Satz 1 SGG ergänzend vorgesehen ist° Den Anforderungen dieser
Form der Berufungseinlegung hat die Klägerin nicht genügt,

weil die Einlegung der Berufung zur Niederschrift des Urkunde—
beamten der Geschäftsstelle stets die Anwesenheit des Berufungs“

klägers in Person voraussetzt, also nicht durch Übersendung

eines Schreibens bewirkt werden kann„ '

Die Einlegung der Berufung durch Übersendung eines Schreibens

an das Sozialgericht hätte der Klägerin somit nur dann nicht

zum Nachteil gereicht, wenn ihre Berufungsschrift beim Landes—

sozialgericht noch rechtzeitig eingegangen wäre (vgl. BSG. 13

106 17027 für des Rechtsmittel der Revision —und für die Be—

rufung: SozR. SGG@ 151 BLIJa.2INr° 3)o Da aber das Berufungs—
schreiben der Klägerin erst nach Ablauf der Berufungsfrist

beim Landessozialgericht eingegangen ist, ist die Berufungs—

frist nicht gewahrt°

Das Lendessozialgericht hätte jedoch der Klägerin Wiederein—

setzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der gesetzlichen
Berufungsfrist erteilen müssenn Dabei kommt es auf die von der
Beklägten für wesentlich erachtete Frage, ob die Klägerin nach
5 67 Abs 1 SGG einen Antrag auf Wiedereinsetzung gestellt hat;

nicht an, denn die Wiedereinsetzung kann unter bestimmten Vor—

aussetzungen auch von Amts wegen gewährt werden (5 67 Abs° 2

letzter Satz SGG)0 Wenn die Voraussetzungen der Wiedereinset—

zung in den vorigen Stand vorliegen, insbesondere die vérsäumte

Rechtshandlung binnen Monatsfrist nach Wegfall des Hindernisses

nachgeholt ist, haben die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit

—übereinstimmtend mii MRVO165 (5 36) —von Amts wegen zu
prüfen, ob die Wiedereinsetzung in gleicher_Wéise gewährt werder
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soll, wie wenn ein Antrag vorlägeq Zwar bestimmt @ 67 !»bs° 2

letzter Satz SGG lediglich, daß die Wicdereinsetzung unter

bestimmten Voraussetzungen auch ohne Antrag gewährt werden

"kann"0 Indessen darf aus dieser Fassung des-Gesetzes nicht.

etwa geschlossen werden, daß es in das Belieben des Gerichts

gestellt sei, ob es die Wiedereinsetzung gewähren wolle° Ist

nach Lage der Sache mit der Möglichkeit zu rechnen, daß ein

Beteiligter eine Verfahrensfrist ohne Verschulden (@ 67 Abs° 1

SGG) versäumt, die Rechtshandlung aber innerhalb der Antrags—

frist — einen Monat nach Wegfall des Hindernisses — nachgeholt

hat, so entspricht es der das gesamte Sozialgerichtsverfahren

beherrschenden Offizielmaxime‚ daß das Gericht auch ohne Antrag

zu prüfen hat„ ob die Voraussetzungen für eine Wiedereinset—

zung gegeben Sindo

Im vorliegenden Fall ergibt sich schon aus dem Akteninhalt,

daß die offensichtlich im Rechtsverkehr ungewandte Klägerin

die Berufungsfrist ohne Verschulden versäumt hat (@ 67 Abs° %
SGG)„ Zwar entspricht die Rechtsmittelbelehrung des Sozialge—

richte, die den Wortlaut des Gesetzes (@ 151 Absätze 1 und 2)

nur wenig verändert wiedergibt, den Vorschriften des © 66 SGG,

so daß die regelmässige Berufungsfrist von einen Monat mit der
Zustellung des Urteils in Lauf_gesetzt werden ist. Indessen '
schließt die Tatsache, daß eine Rechtsmittelbelehrung im Sinne

des 5 66 sec rechtmässig erteilt ist, nicht "aus, daßdabei eine
Fassung gewählt werden ist, die nach den besonderen Verhält—

nissen eines Beteiligten für diesen nicht verständlich waro

Ein solcher Fall liegt hier vor° In der vom Sozialgericht er—

teilten Rechtsmittelbelehrung ist nämlich im zweiten Satz — üb—

rigens abweichend von der Fassung des 5 151 SGG — allgemein

gesagt, die Berufung könne "schriftlich oder zur Niederschrift

der Geschäftsstelle eingelegt werden"„ Zwar bezieht sich dieser

Satz, wie für den mit rechtlicher Ausdrucksweise Vertrauten

ersichtlich ist, nur auf den in Satz 1 der Rechtsmittelbelehrung

behandelten Fall der Einlegung der Berufung beim Landeseozialge—

richt, während die Form der Berufungseinlegung heim Sozialgericht
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erst im zweiten Äbsatz der Rechtsmittelbelehrung dargelegt

wird° ?ür einen rechteunkundigen und geistig nicht besonders

geschulten'Beteiligten sind diese feineren Unterschiede bei

der Einlegung des Rechtsmittels - einerseits beim Lendessoziel«

‘gericht‚ andererseits beim Sozialgericht —
kaum zu versteheno

Es ist weiter zu berücksichtigen, daß die in der Rechtsmittel—

belehrung gebrauchten Worte "Einlegung der Berufung „ c 0
zur

Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle" dem

Laien im allgemeinen keine Vorstellung von dem Hergang bei die—

Ser Form der Beruiungseinlegung zu geben vermögen° Je abstrak—

ter und förmlicher der Inhalt einer gerichtlichen Rechtsbe— '

lehrung erscheint, je rechtsunkundiger und in Prozeßsachen

unerfehrener, ungewandter und ungeschulter Beteiligte sind,

um so erklärlicher ist es, wenn sie fehlerhafte Prozeßhandlun»

gen vornehmen, die dann auch rechtlich entschuldber erscheinen°

Da die Klägerin offenbar nur im Rahmen der täglichen Befriedi—

gung ihrer Lebensbedürfnisse und somit in sehr bescheidener und

recht eingeschränkter Form am allgemeinen Rechtsverkehr teil—

nimmt, kann es ihr nicht als Verschulden angerechnet werden‚

daß sie trotz der ihr erteilten, für sie leicht mißzuverstehen»

den Rechtémittelbelehrung der Meinung war, sie könne Berufung

schriftlich auch beim Gericht erster Instanz einlegen, — eine

Auffassung, die zudem der Regelung in mehreren anderen Ver—
fahrensarten‚ insbesondere im Verfahren vor den allgemeinen

Verwaltungsgerichten, entspricht (MRVONro 165 5 85 Abso ?;
AVerwGG @103; StPO @314; vgl. auch Entw° der VGO5 123 Absoz

'-—BT 11/1953Nr° 462 _ und Entw„ der FinG0@104——BT 11/1953
Nra 1716)0 Die Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse
eines Beteiligten, insbesondere seiner Gewandtheit und Erfah—

rung im Rechtsverkehr, entspricht auch.insofern dem Sinn des

Gesetzes, als im Verfahren der ersten und der zweiten Stufe

der Sozialgerichtsbsrkeit kein gesetzlicher Vertretungszwang‘

besteht(’ Der Gesetzgeber geht mithin davon aus, daß die am
Verfahren Beteiligten nach der Art des sozielgerichtlichen
Verfahrens in der ersten und zweiten Instanz in der Lage sein

...9_
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müssen‚ bei gehöriger Sorgfalt ihre Rechte im Verfahren selbst

wahrzunehmen„ Es kann daher der Klägerin auch nicht als Ver—

schulden angerechnet werden, daß sie es unterlassen hat, bei

Einlegung der Berüfdng rechtekundigen Rat ein2uholeno

Nach alledem ist davon auszugehen, daß die Klägerin die Be—

rufungsschrift ohne Verschulden im Sinne des 5 67 Abs° 1 SGG

an das Sozialgericht statt an das Landessozialgericht gesandt

hat° Der Irrtum der Klägerin über die Form der Berufungseinle—

gung ist durch das Schreiben des Vorsitzenden des 4. Senats
des Lande5sozialgerichts vom 1° August 1955, das der Klägerin

am 8. August 1955 zugestellt wurde, behoben Werden° Da sie

spätestens mit dem beim Landessozialgericht am 18° August 1955

eingegangenen Schreiben vom 16. August 1955, also innerhalb

eines Monats nach Wegfall des "Hindernissés"
—nämlich ihres

Irrtums — die versäümte Berufung nachgeholt hat, sind die Vor—

aussetzungen für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

nach 5 67 Abs„ 2 SGGgegeben° Das Landesscziälgericht hätte

der Klägerin somit Wiedereinsetzung in den vorigen Stand be—

willigen müssen° '

Infolge Nichtbewilligung der Wiedereinsetzung hat das Landes—

sozialgericht zu Unrecht von einer Sachentscheidung abgeseheno

Sein Verfahren leidet deswegen an einem wesentlichen Mangel,

auf dem das angefochtene Urteil beruht„ Die Revision ist hier—

nach statthaft und auch begründet° Da der Rechtsstreit mangels

hinreichender Feststellungen über die Frage der Invalidität der

Klägerin noch nicht spruchreif ist, war das angefochtene Urteil
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aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entschéi—

äung an das Landessozialgericht zurückzuverweisen (@ 170 Abs„2 '

SGG)„ ‘
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